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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Im Berichtjahr berieten die Rate Uber die Initiative fir eine Volkswahl des Bundesrates.
Die SVP hatte im Vorjahr 108'826 beglaubigte Unterschriften eingereicht. Das Begehren
verlangt, dass der Bundesrat nicht mehr von der Bundesversammlung, sondern durch
die Wahlbevdlkerung gewahlt wird. Die Wahl wirde zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen fur den Nationalrat und im Majorzverfahren mit der Schweiz
als einem Wahlkreis durchgefiuhrt. Den italienischen und franzdsischen
Sprachminderheiten wéaren zwei Sitze garantiert. In seiner Mitte Mai an einer
Medienkonferenz préasentierten Botschaft listete der Bundesrat zwar einige Vorteile
einer Wahl der Regierung durch die Blrgerinnen und Birger auf - so etwa die Starkung
der Legitimitat der Exekutive, die Moglichkeit einer Belebung der Demokratie durch
eine Debatte Uber Regierungsprogramme oder die zumindest vordergrindig hohere
Transparenz -, er empfahl das Begehren letztlich aber aufgrund gewichtigerer Nachteile
zur Ablehnung: Das Regierungsgremium ware kein Kollegium mehr, sondern eher eine
Versammlung parteipolitischer Akteure. Die Kooperation mit den Medien wirde im
Interesse einer Wiederwahl noch stérker werden. Das Gewaltengeflige wirde sich
verandern, weil die Bundesversammlung eines wichtigen Kontroll- und
Entscheidungsinstruments beraubt wirde. Die starker im Zentrum stehende Partei-
statt Sachpolitik berge die Gefahr von Blockaden zwischen Parlament und Regierung.
Weil bevolkerungsstarke Kantone mit dem vorgeschlagenen Wahlverfahren bevorteilt
waren, wirde das foderale Gleichgewicht gestort. Die teuren Wahlkampagnen wirden
zu einer Starkung der Landes- gegenlber den Kantonalparteien fuhren und wurden
erstere Uberlasten. Die sprachliche Quotenregelung kénnte sich als kontraproduktiv
erweisen, weil ein Schutz der ratoromanischen Sprachminderheit gar nicht vorgesehen
ist und die italienische und die franzésische Minderheit gegeneinander ausgespielt
wiirden. Der Bundesrat wies insbesondere darauf hin, dass es fir die Anderung gar
keinen Anlass gebe. Die bisherigen, von der Bundesversammlung gewahlten
Bundesratskollegien seien nicht nur reprasentativ fir alle Landesgegenden, sondern
wirden auch hohes Ansehen in der Bevolkerung geniessen und héatten sich als fahig
erwiesen, Kriege, Bedrohungen und Wirtschaftskrisen zu umschiffen und verschiedene
Herausforderungen erfolgreich anzunehmen und zu meistern. Es gébe keinen Anlass,
ein derart bewéhrtes Wahlverfahren zu andern. In den langen und lebhaften
Ratsdiskussionen wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Idee einer Volkswahl des
Bundesrates bereits bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zweimal als
Initiative der SP 1900 und 1942 jeweils abgelehnt worden sei. Diskutiert wurde auch ein
drohender permanenter Wahlkampf, der stark von der finanziellen Potenz einzelner
Parteien abhédngen wurde. Die SVP-Ratsvertreter argumentierten, dass die direkte Wahl
der Exekutive in allen Kantonen sehr gut funktioniere. Die direkte Demokratie wirde mit
diesem Anliegen ausgebaut. Im Nationalrat hatten zwei Antrage von linker Seite fur
einen Gegenvorschlag, der die Erhéhung der Mitgliederzahl im Bundesrat auf neun und
eine Transparenz der Kampagnenfinanzierung gefordert hatte, keine Chance. In der
Schlussabstimmung wurde die Initiative im Standerat mit 34 zu finf Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und im Nationalrat mit 137 zu 49 Stimmen abgelehnt. Zu den 48 Stimmen
aus der SVP-Fraktion gesellte sich die Stimme von Girod (gp, ZH). Dass das Anliegen
nicht wirklich in ein Links-Rechts-Schema passt, zeigt die im Berichtjahr noch nicht
behandelte parlamentarische Initiative Wermuth (sp, AG) (12.489), die ebenfalls eine
Volkswahl, allerdings in Verbindung mit einer Erhéhung der Zahl der Bundesrate auf
neun und einer Einfihrung von Wahlfinanzierungsregeln, fordert. Der Vorstoss fand
einige Mitunterzeichner aus dem linken Lager.'

Die Stimmberechtigten befanden am 9. Juni Uber die Initiative fiir eine Volkswahl des
Bundesrates. Das von der SVP lancierte Volksbegehren verlangte, dass die Schweizer
Regierung nicht mehr von der Vereinigten Bundesversammlung gewahlt, sondern durch
die Wahlbevdlkerung bestimmt wird. Die Wahl ware zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen flr den Nationalrat und in gesamtschweizerischem
Majorzverfahren mit einem Wahlkreis abzuhalten. Fur die italienischen und
franzésischen Sprachminderheiten wirden insgesamt zwei Sitze reserviert. Im Vorjahr
hatten sich Bundesrat und Parlament ziemlich eindeutig gegen das nach der Abwahl von
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Christoph Blocher aus dem Bundesrat 2007 aufgegleiste Begehren ausgesprochen, das
schon bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zwei Mal als Initiative der SP
in den Jahren 1900 und 1942 keine Mehrheiten gefunden hatte. Die Initiative wurde von
einem Uberparteilichen Komitee bekdmpft, dem alle Parteien ausser der SVP
angehorten. Sogar die Grinen, die als Oppositionspartei selber schon ahnliche
parlamentarische Vorstosse lanciert hatten, sprachen sich gegen das Anliegen aus. Das
Gegnerkomitee trat unter dem Motto an, dass Bewéahrtes nicht aufs Spiel zu setzen sei.
Das aktuelle Gleichgewicht zwischen den Gewalten sei eine zentrale Determinante fur
die politische Stabilitdt und den Wohlstand in der Schweiz. Der von der SVP geforderte
Systemwechsel sei kaum begrindbar und beruhe auf populistischen Forderungen. Der
Verweis auf die Kantone, wo die Volkswahl der Regierung funktioniere - das
bedeutendste Argument der InitiativbefUrworter - wurde von den Initiativgegnern
abgewiesen, da ein Wahlkampf in den Kantonen mit einem Wahlkampf auf nationaler
Ebene kaum vergleichbar sei. Ein solcher wirde amerikanische Verhéltnisse evozieren
und die zeitlich bereits arg belasteten Bundesrate nicht nur zusatzlich unter Druck
setzen, sondern auch in einen Dauerwahlkampf verwickeln, der eine Kollegialregierung
verunmoglichen wiurde. Stille Schaffer hatten zudem gegen charismatische, medial
taugliche Personen weniger gute Chancen und Geld wirde eine noch grossere Rolle
spielen als heute. Schliesslich wurde auch die Quotenregel flr die sprachlichen
Minderheiten kritisiert; die Wahrscheinlichkeit, dass die beiden Sitze an die Romandie
gingen und der Kanton Tessin kaum mehr Regierungsvertreter stellen kdnnte, sei enorm
hoch. Die SVP ihrerseits setzte sich Uberraschend lau fur ihr Anliegen ein. Zwar wurde
ein 2,8 Mio. Auflagen starkes Extrablatt in die Haushalte gestreut, in dem mit dem
Untergang der Schweiz gedroht wurde, wenn den Mauscheleien im Bundesrat und den
Hintertreppen-Absprachen bei Regierungswahlen nicht durch das Volk Einhalt geboten
wirden. Im Gegensatz zu anderen Parteien wolle man die Mitspracherechte des
Souveréns stérken und nicht noch weiter abbauen. Zudem schaltete die Partei ein fur
SVP-Verhéltnisse sehr unspektakuldres Text-Plakat (,Dem Volk vertrauen!™). Wichtige
Exponenten der Partei schalteten sich aber kaum in den Abstimmungskampf ein und
nahmen teilweise gar demonstrativ Stellung gegen die Initiative. Die Kantonalsektion
Thurgau empfahl gar die Nein-Parole und die SVP Unterwallis beschloss Stimmfreigabe
bei der parteieigenen Initiative. Es wurde parteiintern auch beflirchtet, dass sich eine
Volkswahl zuungunsten der SVP auswirken kénnte. Prominente Unterstitzung erhielt
die Idee der Volkswahl allerdings durch die ehemalige SP-Bundesréatin Micheline Calmy-
Rey. Sie befand, dass die Volkswahl zu einer besseren Machtbalance zwischen
Bundesrat und Parlament fuhre, weil die Regierung damit Uber mehr Legitimitat
verflgen wurde. Erste Umfragen Anfang Mai liessen eine relativ geringe Begeisterung in
der Bevdlkerung fur die Idee der Volkswahl erahnen. Tatsachlich wurde das Begehren
Anfang Juni dann auch deutlich mit 76,3% Nein-Stimmenanteil und durch alle Kantone
abgelehnt. In einigen Kantonen der Romandie (FR, NE, JU) lagen die Ja-Anteile gar unter
20%. Am hoéchsten war die Zustimmung im Kanton Tessin (32,2% Ja), was aufgrund der
Debatten um den  Minderheitenschutz  etwas  (berraschend war. Die
gesamtschweizerische Stimmbeteiligung lag bei 39,2%, was die laue Kampagne neben
dem Umstand, dass die APS-Inserateanalyse einen absoluten Negativrekord hinsichtlich
Anzahl Zeitungsinserate ausmachte, ebenfalls wiederspiegelt. Noch am Abend der
Abstimmung ausserten sich die Parteiprasidenten zum Abstimmungsausgang. CVP-
Prasident Darbellay wertete das Resultat als Zeichen nationaler Kohésion, FDP-
Président Muller war froh Uber die Wahrung der Konkordanz, die durch eine Volkswahl
in Gefahr geraten ware, und SP-Président Levrat freute sich, dass die .psychologische
Verarbeitung der Abwahl Blochers™ nun zum Abschluss kommen kénne. SVP-Préasident
Brunner anerkannte zwar, dass das Thema vom Tisch sei, wehrte sich aber vorsorglich
gegen kunftige Beschneidungen der direkten Demokratie. Der Leidensdruck sei
anscheinend momentan noch zu tief. Justizministerin Sommaruga sah im Resultat den
Wunsch des Souveréns, die Demokratie vor Dauerwahlkédmpfen zu schitzen. Das
deutliche Nein wurde in der Presse als Vertrauensbeweis in die Institutionen und
insbesondere in den Bundesrat gewertet, man sah im Abstimmungsergebnis aber auch
eine Ohrfeige an die SVP, die an einem wenig experimentierfreudigen Volk
vorbeipolitisiert habe. Die noch im Vorjahr von Wermuth (sp, AG) eingereichte
parlamentarische Initiative (12.489), die neben der Volkswahl auch einige zusétzliche
Reformen wie die Aufstockung der Regierungsmitglieder auf neun oder die Transparenz
der Wahlkampagnenfinanzierung gefordert hatte, wurde im Berichtjahr kurz nach dem
abschlagigen Volksentscheid zurlickgezogen.

Abstimmung vom 9. Juni 2013

Beteiligung: 39,5%
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2020
MARC BUHLMANN

Ja: 480 291(23,7%) / 0 Stande
Nein: 1550 080 (76,3%) / 20 6/2 Sténde

Parolen:

- Ja: SVP (2)*.

- Nein: FDP, CVP, SP, GP, GLP, BDP, EVP, CSP; SGV, Travail.Suisse.
* in Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen. ?

Als «unnétiges Sommertheater» bezeichnete die Sonntagszeitung das in den Medien
lautstark begleitete Hin und Her um die Forderung von alt-Bundesrat Christoph
Blocher, sein Ruhegehalt nachtraglich beziehen zu wollen. Der ehemalige Magistrat -
Blocher war von 2003 bis 2007 Justizminister - hatte im Juni 2020 CHF 2.7 Mijo. an
Rickzahlungen gefordert. Zwar waren Besoldung und Ruhestandsgehalter der
Bundesratinnen und Bundesrdate immer wieder mal Gegenstand parlamentarischer
Vorstdsse und medialer Berichterstattung, die Forderung Blochers, die Anfang Juli
publik geworden war, |6ste aber eine mittlere Lawine aus. In den Medien wurden
«Erstaunen» (Blick) und «Empdrung» (Tages-Anzeiger) gedussert. Erstaunen Uber den
Umstand, dass einer der reichsten Schweizer eine solche Forderung Uberhaupt stellte.
Die Aargauer Zeitung vermutete, dass Blocher zwar reich, aber nicht gentgend liquide
sei. Empoérung wurde in den Medien laut, weil Blocher nach seiner Nichtwiederwahl
selber lautstark auf die Rente verzichtet habe - was von der Weltwoche und einigen
SVP-Exponenten allerdings bestritten wurde - und selber zu den starksten Kritikern der
Ruhestandsregel gehort habe. Mit seinem Verzicht habe er sich nach seiner Abwahl
gebrustet, erinnerte sich der Tages-Anzeiger. Zudem stiess vielen Kommentierenden
der Zeitpunkt der Forderung sauer auf. Angesichts der Corona-Krise sei die Forderung
«an Dreistigkeit kaum zu Uberbieten» (Tages-Anzeiger). Blocher selber verteidigte
seinen Anspruch. Dieser stehe ihm gesetzlich zu. Der jahrliche Nichtbezug sei sogar
zum Vorteil des Staates gewesen, da das Geld in der Kasse geblieben sei. Allerdings ware
es ein Geschenk an den Staat, wenn er die Rente jetzt nicht beziehen wirde. Und wie
der Staat momentan verfahre, dirfe man ihm keine Geschenke machen.

Die Forderung Blochers wurde aus verschiedenen Grunden zum Politikum - zu einem
«acte politique», wie Le Temps titelte. Zum einen reagierten verschiedene politische
Exponenten recht heftig. Es sei nur schwer nachzuvollziehen gab Cédric Wermuth (sp,
AG) zu Protokoll, dass ein Multimilliardér mitten in einer Krise Geld beziehe, dass er
nicht notig habe. Gerhard Pfister (cvp, ZG) wurde im Tages-Anzeiger folgendermassen
zitiert: «Es ist jedem selber Uberlassen, wie er die Differenzierung zwischen legal und
legitim flr sich formulieren will.» In verschiedenen Kommentaren wurde vermutet, dass
die Sache der SVP nicht gerade dienlich sei - auch im Hinblick auf die anstehende
Abstimmung Uber die Begrenzungsinitiative. Blocher spiele seinen Gegnern in die
Hande und schade seinem Ansehen, urteilte die Sonntagszeitung. SVP-nahe Kreise
wiederholten im Gegensatz dazu das Narrativ, dass Blocher «das Geld besser
einzusetzen» wisse «als die aktuelle Staatselite» - so z.B. SVP-Fraktionschef Thomas
Aeschi (svp, ZG) in der Sonntagszeitung. Die Weltwoche warf den Journalisten, die
Blocher Schamlosigkeit unterstellten, ihrerseits Charaktermangel vor.

Zum anderen musste der Bundesrat Uber die Gewahrung der Forderung entscheiden
und auch die FinDel sollte sich als Ubergeordnete Instanz der Sache noch annehmen.
Die aktuelle Regelung sieht vor, dass eine Magistratsperson bei Rucktritt oder Abwahl
ein Ruhegehalt von einem halben Jahreslohn pro Jahr erhalt, was aktuell rund CHF
225'000 pro Jahr entspricht. Sind die ehemaligen Bundesratinnen und Bundesrate
nach Ausscheiden aus dem Amt arbeitstatig, wird das Ruhegehalt geklrzt oder ganz
gestrichen, wenn die Einnahmen durch die berufliche Téatigkeit die CHF 225'000
Ubersteigen - nicht einberechnet wird dabei freilich das Vermdgen der
Magistratspersonen. Wer wie viel Ruhegehalt bezieht, wird nicht bekanntgegeben, die
Bundeskanzlei weist jeweils nur die Gesamtsumme an Ruhegehaéltern aus - 2019 betrug
dieser Betrag rund CHF 4.5 Mio., die von 19 Personen (darunter zwei ex-Bundeskanzler)
beansprucht worden seien, wie der «Blick» zu berichten wusste. Nicht geregelt war
bisher allerdings, ob und wie Ruhegehélter rickwirkend ausbezahlt werden. Die NZZ
erhoffte sich als Folge der Geschichte denn auch Reformen des «relativ feudalen»
Ruhegehalts, die dann vermutlich «Christoph Blocher zu verdanken» waren.

Der Bundesrat entschied am 1. Juli 2020, dass er der Forderung Blochers Folge leisten
und ihm CHF 2.7 Mio. auszahlen wolle, beauftragte aber die Bundeskanzlei und das
EJPD, die gesetzliche Lage abzukléaren und eine Regelung zu priufen, mit der ein
ruckwirkender Bezug zukunftig verunmoglicht werde. Zudem solle die FinDel noch die
Frage klaren, ob Anspriiche allenfalls nach finf Jahren verjahren wiirden. In diesem Fall
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erhielte Blocher statt CHF 2.7 Mio. noch rund CHF 1.1. Mio. ®

1) AB NR, 2012, S. 1986 ff., 2285; AB SR, 2012, S. 841 ff., 1262; BBI, 2012, S. 5655 ff.; Presse vom 18.5.12; NZZ, 21.9.12; Presse
vom 25.9.12; NZZ, 19.11.12; Presse vom 5. und 6.12.12.

2) Buhlmann (2013). APS-Analyse der Inseratekampagne im Vorfeld der eidgendssischen Abstimmungen vom 9. Juni 2013.;
Gross, Krebs, Schénmann, Stohler (2013). Nur scheinbar demokratisch. Die Wah! des Bundesrates durch das Volk ist ein
Rickschritt fiir die Demokratie.; LT, 26.3.13; Presse vom 27.3.13; So-Bli, 31.3.13; NZZ, 3.4.13; AZ, 5.4.13; BZ, 6.4.13; LT, 7.4.13;
TG und 24H, 2.4.13; TA, 12.4.13; NLZ und BaZ, 13.4.13; SGT, 15.4.13; NZZ, 16.4.13; TA, 19.4.13; NF und NLZ, 20.4.13; So-Bli,
21.4.13; NZZ, 22.4.13; Presse vom 23.4.13; NF und SGT, 29.4.13; AZ und Lib., 30.4.13; Presse vom 3.5. und 4.5.13; SO, 5.5.13;
Presse vom 6.5. und 7.5.13; SGT und TZ, 8.5.13; NZZ., 10.5. und 11.5.13; SO, 12.5.13; BZ und LT, 13.5.13; WW, 16.5.13; NF und
NZZ, 21.5.13; CdT und WW, 23.5.13; NZZ, 27.5.13; LT und NZZ, 30.5.13; TG, 1.6.13; NZZ, 7.6.13; Presse vom 10.6.13; Milic, Vatter,
Bucher (2013). Volkswahl des Bundesrates - eine Simulation der Bundesratswahlen durch das Volk auf der Basis der Wahlen
in die kantonalen Regierungen.

3) AZ, Blick, TA, 4.7.20; So-Bli, SoZ, 5.7.20; AZ, CdT, LT, NZZ, TA, 6.7.20; Blick, 7.7.20; LT, TA, 8.7.20; Blick, WW, 9.7.20; AZ,
Blick, CdT, TA, 11.7.20; So-Bli, 12.7.20; TA, 16.7.20; Blick, TG, 17.7.20; Blick, 18.7.20; So-Bli, SoZ, 19.7.20; AZ, 21.7., 22.7.20; NZZ,
30.7.20
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